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ARBEITSRECHT

ÜBERZAHLUNG

Beamte sind (nur) anlassbezogen zur Überprüfung  
von Besoldungsmitteilungen verpflichtet
|  Zu den Dienstpflichten eines Beamten zählt, Besoldungsmitteilungen bei wesentlichen  
Änderungen der dienstlichen oder persönlichen Verhältnisse auf ihre Richtigkeit zu überprü-
fen. Pflichtverletzungen sind jedoch nur bei Vorsatz disziplinarwürdig. Dies hat das Bundes-
verwaltungsgericht (BVerwG) entschieden.  |

Beamtin erhielt mehr Sold als ihr zustand
Die Klägerin ist verbeamtete Lehrerin im Dienst des Landes Schleswig-Holstein. In der Zeit von 
Februar bis Juli 2016 erhöhte sich ihr wöchentlicher Beschäftigungsumfang um vier Unter-
richtsstunden. Dementsprechend erhöhte sich ab Februar 2016 die Besoldung der Klägerin. 
Erst im Mai 2018 stellte das Dienstleistungszentrum Personal des Landes Schleswig-Holstein 
fest, dass die Klägerin aufgrund eines Buchungsfehlers zu Unrecht über Juli 2016 hinaus erhöh-
te Besoldungsleistungen erhalten hatte und es hierdurch zu einer Überzahlung in Höhe von ca. 
16 000 Euro brutto gekommen war. Der Rückforderungsbetrag wird seitdem anteilig von den 
Dienstbezügen der Klägerin einbehalten.

Verweis, weil Beamtin Überzahlung nicht mitteilte
Mit Disziplinarverfügung vom August 2020 sprach der Beklagte gegenüber der Klägerin einen 
Verweis aus, weil diese die Überzahlung nicht angezeigt habe. Das Verwaltungsgericht (VG) hat 
die Disziplinarverfügung aufgehoben, wohingegen das Oberverwaltungsgericht (OVG) auf die 
Berufung des Beklagten das Urteil des VG geändert und die Klage abgewiesen hat. Zur Begrün-
dung hat das OVG im Wesentlichen ausgeführt, die Klägerin habe ihre Dienstpflichten grob fahr-
lässig und damit schuldhaft verletzt, weil sie ihre Dienstbezüge nach Reduzierung des Beschäf-
tigungsumfangs nicht auf Überzahlungen überprüft habe. Blieben Besoldungsmitteilungen 
trotz besoldungsrelevanter Änderungen aus, träfen den Beamten Erkundigungspflichten.

Bundesverwaltungsgericht: Prüfungspflicht gegeben, aber nur in bestimmten Fällen
Auf die Revision der Klägerin hat das BVerwG das Urteil des Berufungsgerichts aufgehoben und 
die Berufung des Beklagten zurückgewiesen. Eine disziplinare Ahndung von Verstößen gegen 
Dienstpflichten setzt nicht deren ausdrückliche gesetzliche Normierung voraus. Aufgrund des 
besonderen beamtenrechtlichen Treueverhältnisses zählt es zu den Dienstpflichten eines  
Beamten, Besoldungsmitteilungen bei wesentlichen Änderungen der dienstlichen oder persön-
lichen Verhältnisse auf ihre Richtigkeit zu überprüfen.

Weder Vorsatz noch besonders hohe Abweichung
Die Disziplinarwürdigkeit der Pflichtverletzung ist aber nur bei Vorsatz zu bejahen. Darüber  
hinaus besteht eine Erkundigungspflicht des Beamten nur, wenn die Besoldungshöhe offenkun-
dig fehlerhaft ist. Dies ist bei einer Abweichung von 20 % regelmäßig der Fall. Eine solche  
Abweichung lag im Fall der Klägerin nicht vor.

QUELLE  |  BVerwG, Urteil vom 5.12.2024, 2 C 3.24, PM 62/24
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ALLGEMEINES GLEICHBEHANDLUNGSGESETZ

Diskriminierung von Teilzeitbeschäftigten  
bei Überstundenzuschlägen
|  Eine tarifvertragliche Regelung, die unabhängig von der individuellen Arbeitszeit für Über-
stundenzuschläge das Überschreiten der regelmäßigen Arbeitszeit eines Vollzeitbeschäftig-
ten voraussetzt, behandelt teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer wegen der Teilzeit schlechter 
als vergleichbare Vollzeitbeschäftigte. Sie verstößt gegen das Verbot der Diskriminierung 
Teilzeitbeschäftigter, wenn die in ihr liegende Ungleichbehandlung nicht durch sachliche 
Gründe gerechtfertigt ist. Fehlen solche sachlichen Gründe, liegt regelmäßig zugleich eine 
gegen Vorschriften des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (hier: § 7 Abs. 1 AGG) versto-
ßende mittelbare Benachteiligung wegen des (weiblichen) Geschlechts vor, wenn innerhalb 
der betroffenen Gruppe der Teilzeitbeschäftigten erheblich mehr Frauen als Männer vertre-
ten sind.  |

Das war geschehen
Der Beklagte ist ein ambulanter Dialyseanbieter mit mehr als 5.000 Arbeitnehmern. Die Kläge-
rin ist bei ihm als Pflegekraft in Teilzeit im Umfang von 40 v. H. eines Vollzeitbeschäftigten tätig. 
Auf das Arbeitsverhältnis ist aufgrund arbeitsvertraglicher Bezugnahme der zwischen dem  
Beklagten und der Gewerkschaft Verdi geschlossene Manteltarifvertrag (MTV) anzuwenden. 
Nach § 10 Ziff. 7 S. 2 MTV sind mit einem Zuschlag von 30 v. H. Überstunden zuschlagspflichtig, 
die über die monatliche Arbeitszeit eines vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmers hinaus geleistet 
werden und im jeweiligen Kalendermonat nicht durch Freizeitgewährung ausgeglichen werden 
können. Alternativ zu einer Auszahlung des Zuschlags ist eine entsprechende Zeitgutschrift im 
Arbeitszeitkonto vorgesehen. Das Arbeitszeitkonto der Klägerin wies Ende März 2018 ein  
Arbeitszeitguthaben von 129 Stunden und 24 Minuten aus. Der Beklagte hat der Klägerin für 
diese Zeiten in Anwendung von § 10 Ziff. 7 S. 2 MTV weder Überstundenzuschläge gezahlt, noch 
im Arbeitszeitkonto eine Zeitgutschrift vorgenommen.

Das verlangte die Klägerin
Mit ihrer Klage hat die Klägerin verlangt, ihrem Arbeitszeitkonto als Überstundenzuschläge 
weitere 38 Stunden und 39 Minuten gutzuschreiben und eine Entschädigung nach § 15 Abs. 2 
AGG in Höhe eines Vierteljahresverdienstes begehrt. Die Anwendung von § 10 Ziff. 7 S. 2 MTV 
benachteilige sie wegen ihrer Teilzeit unzulässig gegenüber vergleichbaren Vollzeitbeschäftig-
ten. Zugleich werde sie wegen ihres Geschlechts mittelbar benachteiligt, denn der Beklagte 
beschäftige überwiegend Frauen in Teilzeit.

So sahen es die Vorinstanzen
Das Arbeitsgericht (ArbG) hat die Klage insgesamt abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht (LAG) 
hat der Klägerin die verlangte Zeitgutschrift zuerkannt und hinsichtlich der begehrten Entschä-
digung die Klageabweisung bestätigt.

So entschied das Bundesarbeitsgericht
Die Revision der Klägerin hatte vor dem BAG teilweise Erfolg. Das BAG hat der Klägerin die 
verlangte Zeitgutschrift – in Übereinstimmung mit dem LAG – zugesprochen und ihr darüber 
hinaus eine Entschädigung in Höhe von. 250 Euro zuerkannt. Das OLG musste (aufgrund euro-
parechtlicher Rechtsprechung) davon ausgehen, dass § 10 Ziff. 7 S. 2 MTV insoweit wegen Ver-
stoßes gegen das Verbot der Benachteiligung von Teilzeitbeschäftigten unwirksam ist, als er bei 
Teilzeitbeschäftigung keine der Teilzeitquote entsprechende anteilige Absenkung der Grenze 
für die Gewährung eines Überstundenzuschlags vorsieht.
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GLEICHBEHANDLUNGSGESETZ

Wenn die Auftraggeberin einen männlichen Architekten 
verlangt...
|  Will eine Auftraggeberin nicht von einer weiblichen Mitarbeiterin, sondern von einem Mann 
betreut werden, können schnell Entschädigungsforderungen nach dem Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetz (AGG) im Raum stehen – so wie in einem Fall des Landesarbeitsgerichts 
(LAG) Baden-Württemberg.  |

Inhaber des Architekturbüros blieb passiv 
Im Fall des LAG hatte der Inhaber des Architekturbüros nicht einmal versucht, die Auftraggebe-
rin umzustimmen. Er unternahm auch keinen Versuch, sie von der hohen Qualität seiner Mitar-
beiterin zu überzeugen.

Unmittelbare Benachteiligung aufgrund des Geschlechts
Nach § 3 Abs. 1 S. 1 AGG liegt eine unmittelbare Benachteiligung vor, wenn eine Person wegen 
eines in § 1 AGG genannten Grundes eine weniger günstige Behandlung erfährt, als eine andere 
Person in einer vergleichbaren Situation erfährt, erfahren hat oder erfahren würde. Nur wenn 
diese „geeigneten, erforderlichen und angemessenen Maßnahmen“ nicht gefruchtet hätten, 
hätte eine eigene benachteiligende Handlung des Büros ausgeschlossen werden können.

Der Arbeitgeber musste der Mitarbeiterin schließlich 1.500 Euro Schadenersatz zahlen.

QUELLE  |  LAG Baden-Württemberg, Urteil vom 20.11.2024, 10 Sa 13/24, Abruf-Nr. 246118 unter www.iww.de

Bundesarbeitsgericht: Entschädigung zugesprochen
Einen sachlichen Grund für diese Ungleichbehandlung konnte das BAG nicht erkennen. Die sich 
aus dem Verstoß gegen das Teilzeit- und Befristungsgesetz (hier: § 4 Abs. 1 TzBfG) ergebende 
Unwirksamkeit der tarifvertraglichen Überstundenzuschlagsregelung führt zu einem Anspruch 
der Klägerin auf die eingeklagte weitere Zeitgutschrift. Daneben war ihr eine Entschädigung 
nach § 15 Abs. 2 AGG zuzuerkennen.

Durch die Anwendung der tarifvertraglichen Regelung hat die Klägerin auch eine mittelbare 
Benachteiligung wegen des Geschlechts erfahren. In der Gruppe der beim Beklagten in Teilzeit 
Beschäftigten, die dem persönlichen Anwendungsbereich des MTV unterfallen, sind zu mehr als 
90 Prozent Frauen vertreten.

Als Entschädigung war ein Betrag in Höhe von 250 Euro festzusetzen. Dieser ist erforderlich, 
aber auch ausreichend, um einerseits den der Klägerin durch die mittelbare Geschlechtsbe-
nachteiligung entstandenen immateriellen Schaden auszugleichen und andererseits gegen-
über dem Beklagten die gebotene abschreckende Wirkung zu entfalten.

QUELLE  |  BAG, Urteil vom 5.12.2024, 8 AZR 370/20, PM 34/24
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ERNEUERBARE ENERGIEN

Denkmalschutz steht Solaranlagen  
regelmäßig nicht entgegen
|  Die Eigentümerin eines Wohnhauses hat ebenso, wie die Eigentümerin eines Baudenkmals, 
einen Anspruch auf eine denkmalrechtliche Erlaubnis für die Installation von Solaranlagen. 
Dies hat das Oberverwaltungsgericht (OVG) Münster in zwei Grundsatzurteilen zum nord-
rhein-westfälischen Denkmalrecht entschieden. Es hat darauf verwiesen, dass bei der  
Errichtung von Solaranlagen auf denkmalgeschützten Gebäuden regelmäßig das öffentliche 
Interesse am Ausbau der erneuerbaren Energien die Belange des Denkmalschutzes über-
wiegt.  |

Eigentümerin eines Einfamilienhauses
Die Eigentümerin eines Einfamilienhauses in einer Siedlung in Düsseldorf, für die eine Denk-
malbereichssatzung gilt, möchte auf einer aus dem Straßenraum teilweise einsehbaren Dach-
fläche ihres Hauses eine Solaranlage errichten. Die Stadt Düsseldorf lehnte es ab, die dafür 
nach dem Denkmalschutzgesetz NRW erforderliche Erlaubnis zu erteilen. Das Verwaltungsge-
richt (VG) Düsseldorf verpflichtete die Stadt auf die Klage der Eigentümerin, die Genehmigung 
zu erteilen.

Eigentümerin eines Baudenkmals
Demgegenüber bestätigte das VG Arnsberg in dem zweiten Fall die Entscheidung der Stadt  
Siegen, die der Klägerin eine denkmalrechtliche Erlaubnis für eine Solaranlage auf der weithin 
sichtbaren Dachfläche versagt hatte. Hierbei geht es um ein Wohngebäude, das als ehemalige 
Schule als Baudenkmal in die Denkmalliste der Stadt Siegen eingetragen ist.

So sah es das Oberverwaltungsgericht
In beiden Fällen waren Solarmodule in einer denkmalschonenden Ausgestaltung gewählt wor-
den. Nach der Entscheidung des OVG können nun beide Denkmaleigentümer die denkmalrecht-
liche Erlaubnis beanspruchen.

Offentliches Interesse am Ausbau der erneuerbaren Energien versus Denkmalschutz
Das OVG: Das öffentliche Interesse am Ausbau der erneuerbaren Energien überwiegt in beiden 
Fällen die Belange des Denkmalschutzes. Nach einer im Juli 2022 in Kraft getretenen Regelung 
im Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) sollen, bis die Stromerzeugung im Bundesgebiet nahe-
zu treibhausneutral ist, die erneuerbaren Energien als vorrangiger Belang in die jeweils durch-
zuführenden Schutzgüterabwägungen eingebracht werden. Diese Vorgabe, für die dem Bund 
eine Gesetzgebungskompetenz zukommt, beeinflusst auch das nordrhein-westfälische Denk-
malschutzrecht. In die – weiterhin erforderliche – Abwägung zwischen den denkmalschutz-
rechtlichen Belangen und dem Interesse am Ausbau der erneuerbaren Energien sind letztere 
als regelmäßig vorrangiger Belang einzustellen. Nur, wenn besondere Umstände des Denkmal-
schutzes der Errichtung von Solaranlagen entgegenstehen, darf die Erteilung der denkmal-
rechtlichen Erlaubnis ausnahmsweise versagt werden.

Bei der Prüfung, ob solche besonderen Umstände vorliegen, kommt es auf die Gründe an, aus 
denen die denkmalrechtliche Unterschutzstellung erfolgt ist.

Wohnhaus: keine wesentlichen optischen Nachteile
In dem Düsseldorfer Fall wird durch die beantragte Solaranlage auf der straßenabgewandten 
Dachfläche nicht in einem Maß in das denkmalwerte einheitliche äußere Erscheinungsbild der 
Siedlung eingegriffen, dass ausnahmsweise die Erlaubnis zu versagen wäre. Dass die Solaran-
lage aus dem öffentlichen Straßenraum sichtbar ist, reicht dafür grundsätzlich nicht aus. Hier 
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sind die in die bestehende Dachstruktur eingefügten und in der Farbe angepassten Solarpanee-
le zudem nur am Rande, in zweiter Reihe und nur in Teilausschnitten wahrnehmbar. Die betrof-
fene Dachfläche liegt auch nicht in einer der von der Satzung geschützten Sichtachsen und  
beeinträchtigt die rheinseitige Silhouette der Siedlung nicht.

Ehemalige Schule: Erscheinungsbild des Baukörpers nicht wesentlich geändert
Bei der ehemaligen Schule in Siegen werden die denkmalwertbegründenden Eigenschaften des 
Gebäudes durch die Solaranlage schon nicht beeinträchtigt. Für die Eintragung als Baudenkmal 
hat zwar der vorhandene Dachreiter, nicht aber die Dachfläche und ihre Gestaltung eine Rolle 
gespielt. In das geschützte Erscheinungsbild des Baukörpers als Kapellenschule wird durch die 
Solaranlage nicht eingegriffen. Ein Ausnahmefall, in dem der Denkmalschutz überwiegt, wäre 
bei dem konkreten Vorhaben selbst dann nicht gegeben, wenn die Schieferdachfläche als auch 
denkmalwertbegründend angesehen würde.

QUELLE  |  OVG Münster, Urteile vom 27.11.2024, 10 A 2281/23 und 10 A 1477/23, PM vom 27.11.2024

LANDWIRT

Keine nachträgliche Baugenehmigung für Errichtung  
eines „Portalrahmens“ im Außenbereich
|  Das Verwaltungsgericht (VG) Koblenz hat die Klage eines im Nebenerwerb tätigen Land-
wirts auf Erteilung einer Baugenehmigung für einen bereits errichten „Portalrahmen“ im  
Außenbereich abgewiesen.  |

Landwirt hatte Bauwerk schon errichtet
Der „Portalrahmen“ besteht aus zwei Sandsteinsäulen (je 3,53 Meter hoch), an denen ein 
schmiedeeisernes doppelflügeliges Einfahrtstor befestigt ist. Auf den Säulen befindet sich  
jeweils eine Metallskulptur. Die Säulen sind mit zwei Einzelfundamenten im Boden verankert. 
Das gesamte Bauwerk ist fünf Meter breit. Den Antrag auf Erteilung einer entsprechenden Bau-
genehmigung lehnte der Landkreis ab. Bei dem „Portalrahmen“ handele es sich nicht um ein im 
Außenbereich bevorrechtigt zulässiges Vorhaben.

Nach erfolglosem Widerspruchsverfahren klagte der Landwirt und trug hierzu vor, das Vorha-
ben sei bereits deshalb genehmigungsfrei, weil es seinem landwirtschaftlichen Betrieb diene. 
Das Tor gewährleiste den Zugang und die Zufahrt zu dem von ihm bewirtschafteten Grundstück. 
Es füge sich auch optisch in die Umgebung ein.

Klage ohne Erfolg
Das sah das VG anders: Der „Portalrahmen“ sei im Außenbereich nicht bevorrechtigt zulässig, 
weil er dem landwirtschaftlichen Betrieb des Klägers nicht diene. Er sei optisch auffallend und 
solle offensichtlich die Kunden des Klägers beeindrucken. Ein vernünftiger Landwirt würde  
unter Berücksichtigung des Gebotes größtmöglicher Schonung des Außenbereichs kein solches 
Bauwerk zur Einfriedung errichten. Der Kläger könne sich überdies nicht mit Erfolg darauf  
berufen, er führe einen „Adelshof“. Eine Bevorzugung aufgrund der Abstammung widerspreche 
dem allgemeinen Gleichheitssatz. Der „Portalrahmen“ beeinträchtige zudem die natürliche  
Eigenart der Landschaft. Das Vorhabengrundstück liege in einem Naturpark, dessen land-
schaftliche Eigenart zu bewahren sei.

QUELLE  |  VG Koblenz, Urteil vom 31.10.2024, 4 K 282/24.KO, PM 22/24
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FAMILIEN- UND ERBRECHT

BUNDESGERICHTSHOF

Höhe des angemessenen Selbstbehalts beim Elternunterhalt
|  Der Bundesgerichtshof (BGH) hat sich erneut mit der Frage befasst, in welchem Umfang 
Kinder im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit zu Unterhaltsleistungen für ihre Eltern herange-
zogen werden können.  |

Das war geschehen
Der Antragsteller ist Sozialhilfeträger. Er nimmt den Antragsgegner aus übergegangenem 
Recht für den Zeitraum von Juli bis Dezember 2020 auf Elternunterhalt für dessen pflegebe-
dürftige Mutter in Anspruch. Die 1940 geborene Mutter lebt in einer vollstationären Pflegeein-
richtung und kann die Kosten ihrer Heimunterbringung mit ihrer Sozialversicherungsrente und 
den Leistungen der gesetzlichen Pflegeversicherung nicht vollständig decken. Der Antragstel-
ler erbrachte für sie im genannten Zeitraum Sozialhilfeleistungen in monatlicher Höhe von rund 
1.500 Euro. Der Antragsgegner ist verheiratet und bewohnte mit seiner nicht erwerbstätigen 
Ehefrau und zwei volljährigen Kindern ein den Ehegatten gehörendes Einfamilienhaus. Das 
Jahresbruttoeinkommen des Antragsgegners belief sich im Jahr 2020 auf gut 133.000 Euro.

So sahen es die Vorinstanzen
Das Amtsgericht (AG) hat den auf Zahlung von 7.126 Euro gerichteten Antrag zurückgewiesen. 
Die Beschwerde des Antragstellers ist vor dem Oberlandesgericht (OLG) ohne Erfolg geblieben. 
Das OLG hat das Bruttoeinkommen des Antragsgegners um Steuern und Sozialabgaben, Unter-
haltspflichten für eines der volljährigen Kinder, berufsbedingte Aufwendungen, Versicherungen 
sowie Altersvorsorgeaufwendungen bereinigt und die unterhaltsrelevanten Nettoeinkünfte des 
Antragsgegners mit Monatsbeträgen zwischen 5.451 Euro und 6.205 Euro ermittelt. Auf dieser 
Grundlage hat es den Antragsgegner für nicht leistungsfähig gehalten. Denn der Mindestselbst-
behalt beim Elternunterhalt müsse sich nun mit Blick an dem Nettobetrag orientieren, der sich 
überschlägig aus einem Jahresbruttoeinkommen von 100.000 Euro nach Abzug von Steuern und 
Sozialabgaben errechnen lasse, sodass ein Mindestselbsthalt von 5.000 Euro für Alleinstehende 
und ein Familienmindestselbstbehalt von 9.000 Euro für Verheiratete als angemessen anzuse-
hen sei.

So entschied der Bundesgerichtshof
Der BGH hat die angefochtene Entscheidung auf die Rechtsbeschwerde des Antragstellers auf-
gehoben und die Sache an das OLG zurückverwiesen. Die vom OLG für angemessen erachtete 
Ausrichtung des Mindestselbstbehalts an der Einkommensgrenze des durch das Angehörigen-
Entlastungsgesetz vom 10.12.2019 eingeführten § 94 Abs. 1a des Sozialgesetzbuchs XII (SGB XII) 
beruht auf einem unterhaltsrechtlich systemfremden Bemessungsansatz, der rechtsfehlerhaft 
ist und in dieser Form auch nicht mit gesetzlichen Wertungen gerechtfertigt werden kann.

Angehörigen-Entlastungsgesetz: Grenze von 100.000 Euro
Nach § 94 Abs. 1a S. 1 und 2 SGB XII ist der Anspruchsübergang auf Sozialhilfeträger gegenüber 
solchen Kindern ausgeschlossen, deren steuerrechtliches Jahresbruttoeinkommen 100.000  
Euro nicht überschreitet. Der Gesetzgeber hat bewusst darauf verzichtet, die bürgerlich-recht-
lichen Unterhaltspflichten der Kinder gegenüber ihren hilfebedürftig gewordenen Eltern zu  
ändern. Der Umfang der sozialhilferechtlichen Rückgriffsmöglichkeiten kann grundsätzlich 
nicht für den Umfang der zivilrechtlichen Unterhaltspflicht maßgeblich sein. Denn der Regress 
(und der Verzicht darauf) knüpfen gerade an das Bestehen eines bürgerlich-rechtlichen Unter-
haltsanspruchs an. Dem Angehörigen-Entlastungsgesetz kann deshalb keine gesetzgeberische 
Wertung entnommen werden, die gebieten würde, den unterhaltspflichtigen Kindern Frei
beträge zu gewähren, mit denen der zivilrechtliche Unterhaltsanspruch der Eltern  
gegenüber Kindern mit einem Jahresbruttoeinkommen von 100.000 Euro schon im Vorfeld des 
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Regressverzichts regelmäßig an der mangelnden unterhaltsrechtlichen Leistungsfähigkeit 
scheitern müsste.

Überschreitung der Einkommensgrenze: gesamtes Einkommen „zählt“
Überschreitet das unterhaltspflichtige Kind die Jahreseinkommensgrenze des § 94 Abs. 1a S. 1 
SGB XII, gehen nach dem eindeutigen Gesetzeswortlaut die gesamten Unterhaltsansprüche des 
Elternteils nach § 94 Abs. 1 SGB XII auf den Sozialhilfeträger über (und nicht nur der Teil, der 
sich auf das über 100.000 Euro liegende Einkommen bezieht). Hätte der Gesetzgeber etwas  
anderes gewollt, hätte er dies anordnen können, wovon er aber abgesehen hat. Der vom OLG für 
angemessen angesehene Mindestselbstbehalt von 5.000 Euro für Alleinlebende bzw. von 9.000 
Euro für Verheiratete würde schon allein wegen der großzügigen unterhaltsrechtlichen Maß­
stäbe bei der Vorwegbereinigung des Nettoeinkommens um Altersvorsorgeaufwendungen des  
unterhaltspflichtigen Kindes faktisch zu einer ganz erheblichen und so ersichtlich nicht inten­
dierten Erhöhung der den Unterhaltsrückgriff ausschließenden Jahreseinkommensgrenze von 
100.000 Euro führen.

Gewisse Härte bei nur knapper Grenzüberschreitung
Jeder Einkommensgrenze ist immanent, dass die Normadressaten, die sie (knapp) verfehlen, 
dadurch von einer gewissen Härte betroffen sind. Eine darüberhinausgehende Härte beim  
Unterhaltsrückgriff auf besonders gutverdienende Kinder hat der BGH auch in den sog.  
Geschwisterfällen verneint.

Für das weitere Verfahren hat der BGH zum einen klargestellt, dass die in den Leitlinien einiger 
OLG über das Jahr 2020 hinaus fortgeschriebenen Mindestselbsthalte – zuletzt 2.650 Euro für 
das Jahr 2024 – derzeit keinen rechtlichen Bedenken begegnen. An der vom Gesetzgeber durch 
das Angehörigen-Entlastungsgesetz geschaffenen Rechtslage muss auch das Unterhaltsrecht 
nicht vollständig vorbeigehen, sodass es künftig nicht zu beanstanden sein dürfte, wenn dem 
unterhaltspflichtigen Kind nach Inkrafttreten des Angehörigen-Entlastungsgesetzes ein über 
die Hälfte hinausgehender Anteil – etwa 70 % – des seinen Mindestselbstbehalt übersteigenden 
bereinigten Einkommens zusätzlich belassen wird.

QUELLE  |  BGH, Beschluss vom 23.10.2024, XII ZB 6/24, PM 229/24

SOCIAL MEDIA

Geerbtes Instagram-Konto: Erben haben Nutzungsrecht
|  Das Oberlandesgericht (OLG) Oldenburg hat entschieden: Erben können vollen Zugriff auf 
das Instagram-Konto des Erblassers bekommen. Das beinhaltet dessen aktive Nutzungs­
möglichkeit.  |

Die Ehefrau und alleinige Erbin eines bekannten Sängers hatte geklagt. Hintergrund: Nachdem 
der Konzern Meta, zu dem die Social-Media-Plattform Instagram gehört, Kenntnis vom Tod des 
Sängers erlangte, versetzte das Unternehmen den Instagram-Account in den sog. Gedenkzu­
stand. Bemühungen der Ehefrau, vollen Zugriff auf das Konto wiederzuerlangen, waren ergeb­
nislos. Das OLG: Die Frau ist als Erbin in das Vertragsverhältnis ihres Mannes mit Meta im Wege 
der sog. Gesamtrechtsnachfolge eingetreten. Das habe schon der Bundesgerichtshof (BGH) so 
entschieden. Danach ist der Anspruch auf Zugang zu einem Social-Media-Konto grundsätzlich 
vererbbar. Mit der Erbenstellung sei die Ehefrau in sämtliche Rechte und Pflichten des Erblas­
sers eingetreten, was neben einem passiven Anspruch auf (nur) lesende Nutzung auch einen 
Anspruch auf aktive Nutzung umfasse.

QUELLE  |  OLG Oldenburg, Urteil vom 30.12.2024, 13 U 116/23, Abruf-Nr. 246112 unter www.iww.de
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NACHLASSVERSCHULDUNG

Kein Irrtum bei der Erbschaftsausschlagung
|  Ein rechtlich beachtlicher Irrtum über die Überschuldung des Nachlasses liegt nur vor, 
wenn sich der Anfechtende in einem Irrtum über die Zusammensetzung des Nachlasses  
befunden hat, dagegen nicht, wenn lediglich falsche Vorstellungen von dem Wert der einzel-
nen Nachlassgegenstände vorgelegen haben. So entschied es das Oberlandesgericht (OLG) 
Zweibrücken.  |

Erblasserin verstarb ohne Testament
Die Erblasserin ist im Alter von 106 Jahren ohne Testament verstorben. Zuvor lebte sie seit län-
geren Jahren in einem Seniorenheim. Die Heim- und Pflegekostenkosten wurden aus Mitteln 
der Kriegsopferfürsorgestelle bestritten. Diese Leistungen wurden als Darlehen gewährt und 
durch eine Grundschuld an einem Haus der Erblasserin abgesichert. Der Ehemann der Erblas-
serin, ihre beiden Kinder und auch ein Enkelkind waren bereits vorverstorben. Gesetzliche  
Erben waren die Enkel und Urenkel der Erblasserin.

Nach dem Tod der Erblasserin hat u.a. die in gesetzlicher Erbfolge zur Erbin berufene Enkelin 
das Erbe ausgeschlagen und dabei angegeben, dass der Nachlass nach ihrer Kenntnis über-
schuldet sei. Zwei Urenkel der Erblasserinnen haben das Erbe dagegen nicht ausgeschlagen. In 
der Folge wurde das Haus der Erblasserin unter Mitwirkung einer gerichtlich bestellten Nach-
lasspflegerin an Dritte verkauft. Nach dem Verkauf des Hauses hat die Enkelin ihre Erklärung 
zur Erbausschlagung sodann wegen Irrtums angefochten. Danach hat sie die Erteilung eines 
Erbscheins beantragt, der u.a. sie als Erbin zu 1/4 Anteil ausweisen sollte.

Das Nachlassgericht hat entschieden, dass der Erbschein wegen der angefochtenen Erbaus-
schlagungserklärung der Enkelin, wie von ihr beantragt, erteilt werden müsse. Gegen diesen 
Beschluss wendete sich einer der Urenkel, der die Erbschaft nicht ausgeschlagen hatte, mit 
seiner Beschwerde.

Erbscheinsantrag war zurückzuweisen
Auf die Beschwerde hat das OLG entschieden: Der Erbscheinsantrag der Enkelin war zurückzu-
weisen, da der von ihr beantragte Erbschein die eingetretene Erbfolge falsch wiedergebe. Die 
Enkelin sei keine Erbin geworden, da sie die Erbschaft wirksam ausgeschlagen habe und sie die 
Ausschlagungserklärung wegen Irrtums auch nicht wirksam anfechten könne. Soweit sie Ihren 
Irrtum damit begründet habe, ihr sei erst im Nachhinein bekannt geworden, dass zum Nachlass 
ein Bankkonto bei der Kreissparkasse K. mit einem vierstelligen Guthaben gehöre, läge zwar 
ein beachtlicher Irrtum über die Zusammensetzung des Nachlasses vor.

Irrtum nicht ursächlich für Ausschlagung
Dieser Irrtum hätte aber nicht ihre Ausschlagung der Erbschaft veranlasst. Denn selbst, wenn 
ihr das Konto bei der Kreissparkasse Köln bekannt gewesen wäre, hätte dies mangels wirt-
schaftlichem Gewicht des dortigen Guthabenbetrags gegenüber den restlichen Nachlass
positionen nichts an ihrer Einschätzung der Überschuldung des Nachlasses geändert. Soweit 
sich die Enkelin darauf berufe, dass sie darüber geirrt habe, dass der Erlös aus dem Verkauf des 
Hauses der Erblasserin die Verbindlichkeiten aus dem mit der Grundschuld abgesicherten Dar-
lehen für die Heim- und Pflegekosten der Kriegsopferfürsorgestelle übersteige, liege kein Irr-
tum vor, der zur Anfechtung berechtige. Dieser Irrtum beruhe lediglich auf der falschen Vorstel-
lung über den Wert des Nachlasses, nicht über dessen Zusammensetzung.

QUELLE  |  OLG Zweibrücken, Beschluss vom 14.8.2024, 8 W 102/23, PM vom 10.12.2024
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MIETENDE

Geringerer Schadenersatz des Vermieters  
bei unwirksamer Schönheitsreparaturklausel
|  Hat der Vermieter Ersatzansprüche wegen des Zustands der Mietsache bei Rückgabe, muss 
er sich bei unwirksamer Schönheitsreparaturklausel die Kosten anrechnen lassen, die er 
mangels eigener Renovierungsarbeiten erspart hat. So hat es das Amtsgericht (AG) Hanau 
entschieden.  |

Vermieter verlangte Kostenersatz für Tapezier- und Streicharbeiten
Das Mietverhältnis zwischen den Parteien lief über 13 Jahre, der Vertrag enthielt eine Klausel 
hinsichtlich der durch den Mieter durchzuführenden Schönheitsreparaturen. Nach Wohnungs-
rückgabe führte der Vermieter Tapezier- und Streicharbeiten durch. Die Kosten verlangte er von 
dem Mieter ersetzt. Denn dieser habe sie mit bunten Farben (gelb, grün und rosa) zurückgege-
ben, was eine Weitervermietung nicht ermögliche. Zudem habe es viele nicht verschlossene 
Dübellöcher gegeben.

Klage abgewiesen
Das AG hat entschieden: Der Vermieter kann Streich- und Tapezierarbeiten in der Wohnung 
nicht ersetzt verlangen kann, weil er selbst zur Durchführung der Schönheitsreparaturen ver-
pflichtet war. Es hat die Klage des Vermieters daher abgewiesen.

Worauf es ankommt und worauf nicht
Darauf, ob der Mieter dem Vermieter die Kosten für die Streich- und Tapezierarbeiten erstatten 
muss, komme es nicht an. Denn der Vermieter hätte während der gesamten Laufzeit des Miet-
vertrags die Schönheitsreparaturen in der Wohnung durchführen müssen. Die Klausel, nach der 
der Mieter hierzu verpflichtet wurde, war unwirksam, weil sie zu kurze Fristen setze. Außerdem 
sollte der Mieter nach einer anderen Klausel die Wohnung auch bei Einzug streichen, was eben-
falls zur Unwirksamkeit der laufenden Renovierungspflicht führe. Daher musste stattdessen, 
wie auch an sich vom Gesetz vorgesehen, der Vermieter renovieren. Hätte er das getan, wären 
ihm aber Kosten entstanden. Diese nicht aufgewendeten Kosten müsse er von seinen Schaden-
ersatzansprüchen abziehen.

Für die Bestimmung der ersparten Kosten hat das Gericht auf die Pauschalbeträge nach der 
Zweiten Berechnungsverordnung (hier: § 28 Abs. 4 II. BerechnungsVO) in der jeweiligen Höhe 
zurückgegriffen. Auch wenn diese hier keine unmittelbare Anwendung finden, lägen ihnen offi-
ziell anerkannte Durchschnittswerte zugrunde. Bei über 13 Jahren Mietlaufzeit überstiegen sie 
die von dem Vermieter geltend gemachten Kosten um mehr als das Dreifache.

QUELLE  |  AG Hanau, Urteil vom 29.11.2024, 32 C 265/23, PM vom 16.12.2024

VERBRAUCHERPREISINDEX

Inflation als Grund für Mieterhöhung über Mietspiegel? Nein!
|  Das Gericht darf einen Zuschlag zum Mietspiegel vornehmen, um eine sachgerechte Einzel-
vergleichsmiete zu bilden. Voraussetzung: Zwischen dem Erhebungsstichtag des Mietspie-
gels und dem Zeitpunkt, an dem das Zustimmungsverlangen zugestellt wurde, werden außer-
gewöhnliche Steigerungen der ortsüblichen Vergleichsmiete festgestellt. Eine solche liegt 
aber nicht vor, wenn der Verbraucherpreisindex ansteigt. So sieht es das Landgericht (LG) 
München.  |



MONATSRUNDSCHREIBEN� 05-2025

Mietrecht und WEG

VERMIETER

Steuerabzug für Hausgeldzahlungen  
in die Erhaltungsrücklage erst bei Verausgabung
|  Leistungen eines Wohnungseigentümers in die Erhaltungsrücklage einer Wohnungseigen-
tümergemeinschaft (z. B. im Rahmen der monatlichen Hausgeldzahlungen) sind steuerlich 
im Zeitpunkt der Einzahlung noch nicht abziehbar. Werbungskosten bei den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung liegen erst vor, wenn aus der Rücklage Mittel zur Zahlung von 
Erhaltungsaufwendungen entnommen werden. Damit hat der Bundesfinanzhof (BFH) die bis-
herige Sichtweise bestätigt.  |

Das war geschehen
Ein Ehepaar vermietete mehrere Eigentumswohnungen. Das an die jeweilige Wohnungseigen-
tümergemeinschaft gezahlte Hausgeld wurde zum Teil der gesetzlich vorgesehenen Erhal-
tungsrücklage zugeführt. Insoweit erkannte das Finanzamt keine Werbungskosten an. Der Abzug 
könne erst in dem Jahr erfolgen, in dem die zurückgelegten Mittel für die tatsächlich angefalle-
nen Erhaltungsmaßnahmen am Gemeinschaftseigentum verbraucht würden. Das Finanzge-
richt (FG) Nürnberg wies die Klage ab – und auch die Revision beim BFH blieb erfolglos.

Hausgeld war zwar erbracht…
Der Werbungskostenabzug erfordert einen wirtschaftlichen Zusammenhang zwischen der Ver-
mietungstätigkeit und den Aufwendungen des Steuerpflichtigen. Die Eheleute hatten den der 
Erhaltungsrücklage zugeführten Teil des Hausgelds zwar erbracht und konnten hierauf nicht 
mehr zurückgreifen, da das Geld ausschließlich der Wohnungseigentümergemeinschaft gehört. 

… aber noch nicht verausgabt
Auslösender Moment für die Zahlung war aber nicht die Vermietung, sondern die rechtliche 
Pflicht jedes Wohnungseigentümers, am Aufbau und an der Aufrechterhaltung einer angemes-
senen Rücklage für die Erhaltung des Gemeinschaftseigentums mitzuwirken. Ein Zusammen-
hang zur Vermietung entsteht erst, wenn die Gemeinschaft die angesammelten Mittel für Erhal-
tungsmaßnahmen verausgabt. Erst dann kommen sie der Immobilie zugute. 

Beachten Sie  |  Durch die Reform des Wohnungseigentumsgesetzes (WEG) im Jahr 2020 wurde 
der Wohnungseigentümergemeinschaft die volle Rechtsfähigkeit zuerkannt. Der Hoffnung, 
dass die Zahlung in die Erhaltungsrücklage deshalb sofort im Zahlungsjahr abzugsfähig ist, hat 
der BFH ausdrücklich eine Absage erteilt.

QUELLE  |  BFH, Urteil vom 14.1.2025, IX R 19/24, Abruf-Nr. 246819 unter www.iww.de, PM 10/25 vom 25.2.2025

Der Vermieter begehrte die Zustimmung zu einer Mieterhöhung. Er wollte u.a. einen sog. Stich-
tagszuschlag auf die von ihm ermittelte Vergleichsmiete addieren. Der Verbraucherpreisindex 
habe sich im Zeitraum zwischen Januar 2022 (als dem maßgeblichen Zeitpunkt der Erhebung 
der Daten für den qualifizierten Mietspiegel 2023) und Juni 2023 (Zugang des Mieterhöhungs-
verlangens) aufgrund einer ungewöhnlichen Steigerung der Mieten von rund 3% erhöht.
 
Das LG: Ein Stichtagszuschlag komme nicht in Betracht. Die Mieterhöhung könne nicht auf den 
qualifizierten Mietspiegel und ergänzend auf einen Anstieg des Verbraucherpreisindex gestützt 
werden. Ein Anstieg gemäß Index für Nettokaltmieten von nur wenig mehr als 3% sei nicht  
außergewöhnlich hoch. Die Einführung einer „Stichtagspraxis“ würde zu erheblichen Rechts-
unsicherheiten führen, die die sog. Befriedungsfunktion des Mietspiegels gefährden könne.

QUELLE  |  LG München I, Urteil vom 17.7.2024, 14 S 3692/24
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GRUNDRECHTE NICHT VERLETZT

Fingerabdruckpflicht in Personalausweisen rechtmäßig
|  Das Verwaltungsgericht (VG) Wiesbaden hat eine Klage abgewiesen, mit der der Kläger die 
Ausstellung eines Personalausweises ohne Speicherung der Fingerabdrücke auf dessen 
elektronischem Speichermedium (sog. „Chip“) begehrte.  |

Pflicht aufgrund europäischer Verordnung
Die Pflicht zur Speicherung von Fingerabdrücken bei Ausweisen beruht auf der europäischen 
Verordnung (hier: (EU) 2019/1157 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20.6.2019) zur 
Erhöhung der Sicherheit der Personalausweise von Unionsbürgern und der Aufenthaltsdoku-
mente, die Unionsbürgern und deren Familienangehörigen ausgestellt werden, die ihr Recht 
auf Freizügigkeit ausüben. Der Kläger trug vor, dass hierdurch seine Grundrechte auf Schutz 
des Privatlebens nach der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (Art. 7 GRCh) und 
auf Schutz personenbezogener Daten (Art. 8 GRCh) verletzt würden.

So sah es der Europäische Gerichtshof
Das VG hatte das Verfahren zunächst ausgesetzt und dem Europäischen Gerichtshof (EuGH) in 
einem Vorabentscheidungsverfahren die Frage vorgelegt, ob die Pflicht zur Aufnahme von Fin-
gerabdrücken in Personalausweisen mit höherrangigem Unionsrecht vereinbar ist. Der EuGH 
hatte entschieden, dass die Verordnung wegen der Durchführung eines ungeeigneten Gesetz-
gebungsverfahrens ungültig sei. Die Wirkungen der Verordnung würden jedoch aufrechterhal-
ten bleiben, bis innerhalb einer angemessenen Frist, die zwei Jahre ab dem 1.1.2025 nicht über-
schreiten dürfe, eine neue, im korrekten Gesetzgebungsverfahrens erlassene Verordnung in 
Kraft trete, die sie ersetzt. In materieller Hinsicht verstoße die Einschränkung der in Art. 7 und 
Art. 8 GRCh garantierten Rechte nicht gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, sodass die 
Verordnung nicht aus diesem Grund ungültig sei.

So entschied das Verwaltungsgericht
Die Ablehnung der Ausstellung eines Personalausweises ohne die Aufnahme von Fingerabdrü-
cken sei rechtmäßig, so das VG, und verletze den Kläger deshalb auch nicht in seinen Rechten. 
Das VG sei an das Urteil des EuGH gebunden, insbesondere bezüglich der Ausführungen zur 
materiellen Rechtmäßigkeit. Auch im Hinblick auf die im konkreten Verfahren vorliegende Fra-
ge der Rechtmäßigkeit der Ablehnung der Ausstellung eines Personalausweises ohne die Auf-
nahme von Fingerabdrücken durch die Landeshauptstadt Wiesbaden sei keine andere Beurtei-
lung geboten. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit sei auch im konkreten Fall gewahrt. In 
der Ablehnung der Ausstellung eines Personalausweises ohne die Aufnahme von Fingerabdrü-
cken durch die Beklagte liege kein Verstoß gegen Grundrechte.

Auch habe das VG für die Entscheidung über den vorliegenden Fall nicht den Fristablauf der 
Fortgeltung der o. g. Verordnung oder den Erlass einer neuen Verordnung abwarten müssen. 
Angesichts der Entscheidung des EuGH im Vorabentscheidungsverfahren sei die Sache ent-
scheidungsreif. Der EuGH habe ausdrücklich entschieden, dass die Wirkungen der Verordnung 
aufrechterhalten blieben, weshalb im Zeitpunkt der gerichtlichen Entscheidung kein Anspruch 
des Klägers auf Ausstellung eines Personalausweises ohne Speicherung von Fingerabdrücken 
bestehe. Die Frage, ob sich ein solcher Anspruch möglicherweise in der Zukunft infolge einer 
Änderung der Rechtslage ergeben könnte, sei im vorliegenden Verfahren nicht von Relevanz.

QUELLE  |  VG Wiesbaden, Urteil vom 18.12.2024, 6 K 1563/21.WI, PM 9/24



MONATSRUNDSCHREIBEN� 05-2025

Verbraucherrecht

SCHADENERSATZ

Schwere Verbrennungen: Wer haftet, wenn  
in der Ferienwohnung die Kaffeekanne kaputtgeht?
|  Ferien sollen eine schöne und unbeschwerte Zeit sein. Doch auch hier kann es zu schlim-
men Vorfällen kommen. So ging es einer Familie aus Norddeutschland auf der Insel Wanger-
ooge. Letztlich musste sich das Oberlandesgericht (OLG) Oldenburg damit befassen.  |

Unfall beim Kaffeekochen 
Beim ersten Frühstück in der Ferienwohnung setzte die Mutter einer sechsjährigen Tochter 
Kaffee in der Kaffeemaschine auf. Als sie den Kaffee zum Frühstückstisch brachte, löste sich 
der Henkel und die Kanne kippte nach vorn. Der heiße Kaffee ergoss sich über den Oberköper 
und die Arme ihrer Tochter. Das Mädchen erlitt schwere Verbrennungen und kam mit einem 
Hubschrauber ins Krankenhaus nach Wilhelmshaven. Sie trug – voraussichtlich dauerhafte – 
Narben im Brustbereich davon.

Anspruch auf Schadenersatz und Schmerzensgeld?
Die Tochter verklagte die Vermieterin auf Schmerzensgeld und Schadensersatz, weil die Kaf-
feekanne schon bei Übernahme der Ferienwohnung kaputt gewesen sei. Das Landgericht (LG) 
Oldenburg wies die Klage ab. Nach den Allgemeinen Geschäftsbedingungen als Teil des Miet-
vertrags sei eine Haftung für einfache Fahrlässigkeit ausgeschlossen. Es sei aber nicht fest-
stellbar, dass die Kaffeekanne erkennbar nicht mehr vollständig in Ordnung gewesen sei.

Mangel war nicht zu beweisen
Das OLG hat jetzt diese Entscheidung bestätigt. Zwar sei ein umfassender Haftungsausschluss 
durch Allgemeine Geschäftsbedingungen unwirksam. Ein Vermieter hafte grundsätzlich sogar 
ohne jedes eigene Verschulden, allerdings nur für Mängel, die bereits bei Vertragsschluss vor-
lägen. Hier sehe das Gesetz eine viel strengere Haftung vor als bei anderen Vertragsformen, 
etwa beim Kauf- oder beim Werkvertrag. Die Klägerin habe jedoch einen solchen Mangel zum 
Zeitpunkt des Vertragsschlusses nicht beweisen können. Der gerichtlich bestellte Sachverstän-
dige habe keine Reparaturspuren an der Kanne feststellen können. Es stehe auch nicht fest, 
dass die Kanne bereits bei Vertragsschluss einen Schaden durch Verschleiß aufgewiesen habe. 
Ebenso wenig sei bewiesen, dass die Kaffeekanne einen Produktmangel gehabt habe, der zu 
vorzeitigem Verschleiß geführt habe. Selbst für einen solchen Mangel hätte die Vermieterin 
einstehen müssen.

Verschulden nicht ersichtlich
Die Vermieterin treffe auch keine Haftung wegen eines möglichen Verschuldens. Es sei nicht 
mehr aufzuklären, in wessen Verantwortungsbereich die Schadensursache liege. Die Glaskan-
ne sei zunächst noch funktionstüchtig gewesen, als die Mutter der Klägerin damit das kalte 
Wasser in die Maschine gefüllt habe. Der Bruch sei also erst danach erfolgt. Es könne auch 
nicht festgestellt werden, dass der Vermieterin etwaige Vorschäden hätten auffallen müssen. 
Sie hätte die Kanne auch nicht auf versteckte Schäden untersuchen müssen.

QUELLE  |  OLG Oldenburg, Urteil vom 25.11.2024, 9 U 40/23, PM 36/24

RUNDFUNKBEITRAG

Bloße Adressänderung steht Beitragspflicht nicht entgegen
|  Teilt der Rundfunkkunde eine Änderung der Anschrift nicht mit und ergreift auch keine 
Maßnahmen, um den Zugang von Post unter einer veralteten Adresse zu verhindern, muss er 
offene Rundfunkbeiträge zahlen. So entschied es das Verwaltungsgericht (VG) Koblenz.  |
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Online-Zahlung nach Betrugsmasche:  
Klage gegen Bank bleibt ohne Erfolg
|  Wer auf Betrüger hereinfällt und im Online-Verfahren eine Echtzeit-Überweisung freigibt, 
kann nicht darauf hoffen, dass die Bank ihm den Schaden ersetzt. Dies gilt selbst dann, wenn 
er Minuten später den Schwindel bemerkt und über den Kundenservice sein Konto sperren 
lässt. Denn der einmal angestoßene Zahlungsvorgang kann nicht mehr gestoppt werden, 
auch wenn das Geld erst Tage später vom Konto abgebucht wird. Das hat das Landgericht (LG) 
Frankenthal entschieden. Das LG hat die Klage zweier Eheleute gegen ihre Hausbank abge-
wiesen. Diese waren einer bekannten Betrugsmasche („Hallo, ich habe eine neue Handynum-
mer“) aufgesessen.  |

Ehepaar fiel auf bekannte Betrugsmasche herein
Das Ehepaar erhielt im Herbsturlaub letzten Jahres eine SMS von einer unbekannten Rufnum-
mer. Der Absender gab sich als deren Tochter aus und bat darum, über den Nachrichtendienst 
WhatsApp Kontakt aufzunehmen. Bei dem darauffolgenden Chat glaubten die beiden fest daran, 
mit ihrer Tochter in Kontakt zu sein. Auf Frage teilten sie die Zugangsdaten für das von ihnen 
genutzte Online-Banking mit und gaben schließlich zwei Echtzeitüberweisungen von insgesamt 
ca. 6.000 Euro über die auf ihrem Handy installierte Photo-Tan-App frei. Bereits wenige Minuten 
später kamen ihnen doch Bedenken, sie erreichten ihre Tochter und die Täuschung flog auf. 
Weniger als 20 Minuten nach der Freigabe der Zahlungen informierten sie telefonisch den  

Das war geschehen
Die Klägerin wird durch den beklagten Südwestrundfunk für ihre Privatwohnung zu Rundfunk-
beiträgen herangezogen. Sie bewohnt ein Haus, das ursprünglich über zwei getrennte Wohnein-
heiten mit Ausgängen zu verschiedenen Straßen (A.-Straße und C.-Weg) verfügte. Bis zum Jahr 
2020 war die Klägerin unter der Anschrift A.-Straße gemeldet. Bereits einige Jahre zuvor ver-
schloss sie jedoch den auf diese Straße führenden Hauseingang und entfernte den zugehörigen 
Briefkasten. Eine Ummeldung (zum C.-Weg) veranlasste sie zunächst nicht. Die Klägerin ent-
richtete keine Rundfunkbeiträge.

Schließlich setzte der Beklagte mit mehreren Festsetzungsbescheiden die offenen Rundfunk-
beiträge gegen die Klägerin fest. Die Bescheide waren an die Anschrift der Klägerin in der  
A.-Straße adressiert. Erstmals ab Mitte des Jahres 2020 nahm die Klägerin die Zahlung von 
Rundfunkbeiträgen auf und zeigte dem Beklagten die Anschrift „C.-Weg“ an.

Mit ihrer nach erfolglosem Widerspruchsverfahren gegen die Festsetzungsbescheide gerichte-
ten Klage machte die Klägerin geltend, die Bescheide seien ihr nicht ordnungsgemäß zugestellt 
worden. Eine Mahnung habe sie nur durch Zufall erreicht. Seit Jahren empfange sie ihre Post 
nur noch im C.-Weg. Die geforderten Beiträge seien deshalb verjährt.

So sah es das Verwaltungsgericht
Hiermit hatte sie keinen Erfolg. Die Klägerin sei zur Zahlung der geforderten Rundfunkbeiträge 
verpflichtet, so das VG. Dabei könne offenbleiben, ob der Klägerin die Bescheide wirksam  
bekannt gegeben worden seien. Denn sie habe dem Beklagten die Änderung der Anschrift nicht 
mitgeteilt und noch dazu aktive Maßnahmen ergriffen, um den Zugang von Post unter der  
A.-Straße zu verhindern. Sie könne sich daher jedenfalls nicht auf die Verjährung der Beiträge 
berufen. Außerdem seien die Zahlungen, die die Klägerin ab dem Jahr 2020 geleistet habe, nach 
der insoweit maßgeblichen Satzung des Beklagten jeweils mit der ältesten Rundfunkbeitrags-
schuld verrechnet worden.

QUELLE  |  VG Koblenz, Urteil vom 12.11.2024, 5 K 594/24.KO, PM 21/24
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BUNDESFINANZHOF

Nicht erwerbstätiger Teilzeitstudent:  
Fahrtkosten als Reisekosten abzugsfähig
|  In einem aktuellen Streitfall hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, dass der Steuer-
pflichtige die Aufwendungen für seine Fahrten zwischen der Wohnung und der Fernuniversi-
tät in Hagen nach Reisekostengrundsätzen als Werbungskosten geltend machen kann.  |

Hintergrund: Beruflich veranlasste Aufwendungen, die im Rahmen einer Zweitausbildung  
(Berufsausbildung oder Studium) anfallen, sind grundsätzlich als (vorab entstandene) Wer-
bungskosten abziehbar. Hierzu zählen auch die Fahrtkosten zur Ausbildungsstätte. Diese sind 
jedoch bei vollzeitigen Bildungsmaßnahmen bzw. bei Vollzeitstudien auf den Ansatz der Entfer-
nungspauschale begrenzt.

Ein Vollzeitstudium liegt vor, wenn das Studium darauf ausgelegt ist, dass sich die Studierenden 
diesem (vergleichbar einem vollbeschäftigten Arbeitnehmer) zeitlich vollumfänglich widmen 
müssen. Davon ist auszugehen, wenn das Studium nach den Ausbildungsbestimmungen oder 
der allgemeinen Erfahrung insgesamt etwa 40 Wochenstunden (Unterricht, Praktika sowie Vor- 
und Nachbereitung zusammengenommen) erfordert.

Im Streitfall war der Steuerpflichtige nur als Teilzeitstudierender eingeschrieben und studierte 
nach seinem Hörerstatus in einem Umfang von etwa 20 Stunden wöchentlich. Dass er im Streit-
jahr keiner Erwerbstätigkeit nachging, war im Hinblick auf den Begriff des Vollzeitstudiums 
unerheblich.

Somit waren die Fahrtkosten nach Reisekostengrundsätzen (Ansatz einer Pauschale i. H. von 
0,30 Euro je gefahrenem Kilometer oder Berücksichtigung der tatsächlichen Aufwendungen) 
abzugsfähig.

QUELLE  |  BFH, Urteil vom 24.10.2024, VI R 7/22, Abruf-Nr. 246106 unter www.iww.de

Kundenservice ihrer Bank und ließen das Konto sperren. Trotzdem wurden die Beträge zwei 
Tage später vom Girokonto abgebucht. Es sei nicht mehr möglich gewesen, die Vorgänge zu 
stoppen, so die Bank. Eine Rückerstattung lehnte sie ab.

Landgericht: Zahlungsvorgang an sich völlig korrekt
Das LG gab der Bank Recht und lehnte die Rückzahlung ab. Die Eheleute hätten ihre Freigabe 
nicht mehr widerrufen können. Ein Widerruf sei nämlich bei Echtzeit-Überweisungen nur bis 
zum Zugang der Freigabe bei der Bank möglich. Über das Internet erfolgt der Zugang in Sekun-
denbruchteilen. Danach könnten sich Bankkunden nur von der Freigabe lösen, wenn die Bank 
die Täuschung hätte bemerken müssen. Dafür sei im konkreten Fall nichts ersichtlich, der Zah-
lungsvorgang sei vielmehr völlig korrekt abgelaufen und die Bank sei mittels der im Online-
Banking vorgesehenen Login- und Freigabedaten korrekt autorisiert worden. Dass die Abbu-
chung erst zwei Tage später erfolgt sei, ändere am Ergebnis nichts. Es sei zu unterscheiden 
zwischen dem Geldausgang, der schon wenige Sekunden nach der Online-Freigabe erfolgt sei, 
und dem Zeitpunkt der Belastung des Kontos. Im Übrigen habe sich das Paar durch die leicht-
fertige Weitergabe der Zugangsdaten grob fahrlässig verhalten.

Das Urteil ist rechtskräftig.

QUELLE  |  LG Frankenthal (Pfalz), Urteil vom 24.10.2024, 7 O 154/24, PM vom 27.11.2024
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HAFTUNG

Stichflamme: Schaden beim Tanken aus Benzinkanister
|  Schäden beim Betankungsvorgang sind nur beim Betrieb eines Fahrzeugs eingetreten, 
wenn sich bei der Schadensentstehung die von dem Kraftfahrzeug ausgehende Betriebsge-
fahr realisiert hat. So hat es das Oberlandesgericht (OLG) Dresden festgestellt.  |

Das war geschehen
Die Klägerin nahm die Beklagten in ihrer Eigenschaft als Gebäudeversicherer aufgrund eines 
Schadensfalls aus übergegangenem Recht in Anspruch. Die Beklagte zu 1) ist Haftpflichtversi-
cherer des Beklagten zu 2). Der Beklagte zu 2) versuchte, am 26.7.2017 in einer Tiefgarage der 
Beklagten in Leipzig sein Fahrzeug mit Benzin aus einem Plastikkanister zu betanken. Nach-
dem er Tankdeckel und Benzinkanister geöffnet hatte, um den Kraftstoff einzufüllen, wurde der 
Benzinkanister durch eine Stichflamme in Brand gesetzt, was zu erheblichen, vor allem Verru-
ßungsschäden am Objekt der Versicherungsnehmerin der Klägerin führte. Das Fahrzeug des 
Beklagten zu 2) blieb unversehrt, da dieser noch nicht mit dem eigentlichen Befüllen des Tanks 
begonnen hatte und es ihm gelang, den brennenden Kanister in hinreichender Entfernung vom 
Fahrzeug abzustellen.

Die Klägerin hat sich darauf berufen, der Brand sei „beim Betrieb eines Kraftfahrzeugs“ im 
Sinne des Straßenverkehrsgesetzes (hier: § 7 Abs. 1 StVG) entstanden, weil der Brand in unmit-
telbarem Zusammenhang mit dem (geplanten) Betankungsvorgang gestanden habe Die  
Beklagte hat dem entgegengehalten, der Brand sei noch vor dem Betanken durch eine statische 
Aufladung des vom Fahrzeug unabhängigen Kanisters entstanden. Ein hinreichender Zusam-
menhang mit dem Betrieb des zu betankenden Fahrzeugs sei deshalb zu verneinen.

Landgericht: Klage stattgegeben
Das Landgericht (LG) hat nach Anhörung eines sachverständigen Zeugen der Klage stattgege-
ben. Hiergegen richtet sich die Berufung beider Beklagten, mit der sie die Klageabweisung 
begehren. Sie rügen vor allem, das LG habe die Grenzen der prozessualen Darlegungslast ver-
kannt und die Reichweite des § 7 Abs. 1 StVG nicht richtig eingeschätzt.

Oberlandesgericht: Klage abgewiesen
Das OLG gab den Beklagten Recht, hob das erstinstanzliche Urteil auf und wies die Klage ab. Ein 
Schaden sei zwar bereits dann „bei dem Betrieb“ eines Kraftfahrzeugs entstanden, wenn sich in 
ihm die von dem Kraftfahrzeug ausgehenden Gefahren ausgewirkt haben, d. h., wenn das Scha-
densgeschehen durch das Kfz (mit)geprägt wurde. Hier sei das Fahrzeug bei dem Brand aber 
unbeteiligt gewesen, habe keine Ursache für die Entzündung des Kanisters gesetzt und sei auch 
nicht durch den Brand am Kanister beschädigt worden. Eine dem Kraftfahrzeug innewohnende 
Gefahr habe sich damit nicht verwirklicht.

Zwar sei das Tanken ein Betriebsvorgang und der Tank an sich ein Betriebsteil, der geeignet ist, 
das Merkmal „beim Betrieb“ auszufüllen. Mit der Betankung im eigentlichen Sinne war hier 
aber noch nicht begonnen worden, sodass sich eine vom Fahrzeug, hier speziell vom Tank aus-
gehende spezifische Gefahr (noch) nicht verwirklichen konnte. Weder in erster noch in zweiter 
Instanz habe die Klägerin den Vortrag der Beklagten bestritten, wodurch der Kanister sich durch 
eine statische Aufladung selbst entzündet hatte, bevor mit der Betankung begonnen worden 
war. Dies sei auch plausibel, denn ebenso unstreitig ist das Fahrzeug nicht in Mitleidenschaft 
gezogen worden.

QUELLE  |  OLG Dresden, Urteil vom 1.10.2024, 4 U 446/24
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FAHRERLAUBNISFREIE FAHRZEUGE

Drogenkonsum: Radfahren darf nicht verboten werden
|  Die Fahrerlaubnis-Verordnung bietet keine rechtliche Grundlage für eine behördliche  
Untersagung des Führens von fahrerlaubnisfreien Fahrzeugen (u. a. Fahrräder, Mofas,  
E-Scooter). Das hat das Oberverwaltungsgericht (OVG) Münster entschieden. Damit sind zwei 
Antragsteller aus Duisburg und Schwerte vorläufig wieder berechtigt, mit solchen Fahrzeugen 
am Straßenverkehr teilzunehmen.  |

Unter Amphetaminen auf dem E-Scooter bzw. betrunken auf dem Rad
Ein Antragsteller fuhr unter dem Einfluss von Amphetamin einen E Scooter. Der andere Antrag-
steller wies bei einer Fahrt mit dem Fahrrad eine Blutalkoholkonzentration von über 2 ‰ auf. 
Beide besitzen keine Fahrerlaubnis zum Führen von Kraftfahrzeugen (z. B. Pkw). In beiden Fäl-
len untersagten die Fahrerlaubnisbehörden ihnen das Führen von fahrerlaubnisfreien Fahr
zeugen. Die hiergegen gerichteten Eilanträge lehnten die Verwaltungsgerichte (VG) Düsseldorf 
und Gelsenkirchen ab. Die Beschwerden der Antragsteller hatten beim OVG Erfolg.

Einschlägige Normen nicht verhältnismäßig
Zur Begründung hat das OVG ausgeführt: Die streitigen Anordnungen können nicht auf die Vor-
schrift der Fahrerlaubnis-Verordnung gestützt werden, wonach die Fahrerlaubnisbehörde  
jemandem das Führen von Fahrzeugen zu untersagen hat, der sich als hierfür ungeeignet oder 
nur noch bedingt geeignet erweist. Denn diese Norm ist nicht hinreichend bestimmt und ver-
hältnismäßig.

Ein solches Verbot schränkt die grundrechtlich geschützte Fortbewegungsmöglichkeit der  
Betroffenen deutlich ein. Außerdem sind fahrerlaubnisfreie Fahrzeuge im Vergleich zu Kraftfahr-
zeugen in der Regel weniger gefährlich. Die Vorschrift berücksichtigt diese Aspekte nicht und 
regelt insbesondere nicht hinreichend klar, in welchen Fällen jemand ungeeignet oder bedingt 
geeignet zum Führen fahrerlaubnisfreier Fahrzeuge ist und wann Eignungszweifel bestehen.

Die Beschlüsse des Oberverwaltungsgerichts sind unanfechtbar.

QUELLE  |  OVG Münster, Beschluss vom 5.12.2024, 16 B 175/23, PM vom 6.12.2024

AUTOBAHNUNFALL

Bundespolizisten kann Mitschuld an Unfall treffen
|  Halten sich Polizisten nach Sicherung einer Unfallstelle noch knapp eine halbe Stunde nach 
einem vorausgegangenen Unfallereignis am Rand der linken Fahrbahn einer Autobahn auf 
dem ca. 70 cm breiten Zwischenstreifen zwischen dem Fahrbahnrand und der auf dem Mittel-
streifen befindlichen Betonschutzwand auf, ohne den herannahenden Verkehr ausreichend zu 
beobachten und sich hinter die Betonschutzwände zu begeben, und werden sie deshalb tragi-
sches Opfer eines weiteren Verkehrsunfalls, trifft sie eine Mitschuld. Das Oberlandesgericht 
(OLG) Frankfurt am Main hat insoweit einen Mitverschuldensanteil der betroffenen Polizeibe-
amten an der Entstehung des Verkehrsunfalls im Umfang von 1/3 ausgesprochen.  |

Tödlicher Unfall: PKW überfuhr Polizeibeamte
Die klagende Bundesrepublik Deutschland nimmt die Beklagten (Fahrer, Versicherer und Hal-
ter) als Dienstherr zweier ihrer bei dem streitigen Verkehrsunfall im November 2015 verletzten 
Bundespolizeibeamter und eines dabei getöteten Bundespolizeibeamten aus übergegangenem 



MONATSRUNDSCHREIBEN� 05-2025

Verkehrsrecht

Recht auf Zahlung von Schadensersatz in Anspruch. Auf der BAB A4 war es bei Kirchheim zu 
einem Verkehrsunfall gekommen. Ein involviertes Fahrzeug blieb dabei auf dem linken von drei 
Fahrstreifen liegen, Trümmerteile befanden sich auf den beiden anderen Spuren. Drei sich auf 
dem Heimweg befindliche Bundespolizisten passierten die Unfallstelle und entschlossen sich, 
anzuhalten, und die Unfallstelle abzusichern. Nachfolgend – ca. 30 Minuten später und nach-
dem die beiden rechten Fahrspuren vom Verkehr wieder befahren wurden – kollidierte der mit 
einem PKW die dritte Fahrspur der BAB A4 befahrende beklagte Fahrer frontal mit einem der 
drei sich auf dem Zwischenstreifen befindlichen Polizisten. Der Polizeibeamte wurde durch die-
sen Verkehrsunfall getötet. Nachfolgend kollidierte der beklagte Fahrer mit den beiden weite-
ren Beamten, die – teilweise – erheblich verletzt wurden. Der beklagte Fahrer wurde wegen 
fahrlässiger Tötung und fahrlässiger Körperverletzung verurteilt.

So entschied das Landgericht
Die Klägerin begehrt nun Ersatz der von ihr an die Hinterbliebenen erbrachten Leistungen in 
Höhe von knapp 350.000 Euro. Ausgehend von der vollständigen Haftung des beklagten Fahrers 
hat das Landgericht (LG) der Klage in Höhe von rund 210.000 Euro stattgegeben. Die Klageab-
weisung bezog sich auf Leistungsteile, die das LG als nicht auf die klagende Bundesrepublik 
übergegangen angesehen hat.

So entschied das Oberlandesgericht
Hiergegen richtet sich die Berufung der Beklagten. Sie hatte vor dem OLG teilweise Erfolg. 
Grundsätzlich hafteten die Beklagten für die unfallbedingten Schäden, bestätigte der Senat die 
Entscheidung des LG. Die Haftung beschränke sich allerdings im Umfang auf 2/3. „Die geschä-
digten Beamten haben sich als Fußgänger im Bereich der Fahrbahn der BAB A4 verkehrswidrig 
verhalten und dadurch eine nicht unerhebliche Schadensursache gesetzt,“ begründete das OLG 
die angenommene Mitschuld. Das nur in Ausnahmefällen zulässige Betreten einer Autobahn 
dürfe nur mit höchstmöglicher Sorgfalt und so kurz wie möglich erfolgen.

Beamte befanden sich nicht nur möglichst kurz auf der Autobahn
Hier hätten sich die Beamten fahrlässig selbst gefährdet, als sie sich noch knapp eine halbe 
Stunde nach dem Unfallereignis „auf dem linken Seitenstreifen befanden, ohne den herannah-
enden Verkehr zumindest sorgfältig zu beobachten und ohne angemessen auf diesen Verkehr 
zu reagieren“. Der zeitliche Abstand zwischen dem ersten und dem hier streitigen Unfall folge 
aus den überzeugenden Angaben der vernommenen Zeugen. Aus den Zeugenaussagen folge 
zudem, dass die linke Fahrspur unmittelbar vor dem hier streitgegenständlichen Unfall über 
mehrere 100 Meter komplett frei gewesen und vom Wetter her gut einsehbar gewesen sei.

Der Zeuge habe auch angegeben, dass zwei dunkle Fahrzeuge am Ende der Fahrspur zu erken-
nen gewesen seien, die ziemlich schnell und hintereinander an den anderen Fahrzeugen  
vorbeigefahren seien. Damit sei davon auszugehen, dass bei aufmerksamer Beobachtung des 
herannahenden Verkehrs eine rechtzeitige Reaktion aller drei Beamten – etwa durch das  
Überklettern der die beiden Fahrbahnen trennenden und ca. 92 cm hohen Betonschutzwände 
– möglich gewesen und der Unfall vermieden worden wäre.

Bewerte man die beiderseitigen Verursachungsbeiträge, sei von einer Haftung von 1/3 aufseiten 
der handelnden Beamten und zu 2/3 von den Beklagten auszugehen.

QUELLE  |  OLG Frankfurt am Main, Teil-Grundurteil und Teil-Endurteil vom 5.12.2024, 15 U 104/22, PM 70/24
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Steuern und Beiträge  
Sozialversicherung:  
Fälligkeitstermine in 05/2025
|  Im Monat Mai 2025 sollten Sie insbesondere folgende Fälligkeitstermine beachten:  |

Steuertermine (Fälligkeit):
	� Umsatzsteuer (Monatszahler): 12.5.2025

	� Lohnsteuer (Monatszahler): 12.5.2025

	� Grundsteuer:15.5.2025

	� Gewerbesteuer: 15.5.2025

Bei einer Scheckzahlung muss der Scheck dem Finanzamt spätestens drei Tage vor dem Fällig-
keitstermin vorliegen.

Beachten Sie  |  Die für alle Steuern geltende dreitägige Zahlungsschonfrist bei einer verspäte-
ten Zahlung durch Überweisung endet am 15.5.2025 für die Umsatz- und Lohnsteuer und am 
19.5.2025 für die Grund- und Gewerbesteuer. Es wird an dieser Stelle nochmals darauf hinge-
wiesen, dass diese Zahlungsschonfrist ausdrücklich nicht für Zahlung per Scheck gilt.

Beiträge Sozialversicherung (Fälligkeit):
Sozialversicherungsbeiträge sind spätestens am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden  
Monats fällig, für den Beitragsmonat Mai 2025 am 27.5.2025.



ABSCHLIESSENDE HINWEISE

Berechnung der Verzugszinsen
|  Für die Berechnung der Verzugszinsen ist seit dem 1. Januar 2002 der Basiszinssatz nach 
§ 247 BGB anzuwenden. Seine Höhe wird jeweils zum 1. Januar und 1. Juli eines Jahres neu 
bestimmt. Er ist an die Stelle des Basiszinssatzes nach dem Diskontsatz-Überleitungsgesetz 
(DÜG) getreten.  |

Der Basiszinssatz für die Zeit vom 1. Januar 2025 bis zum 30. Juni 2025 beträgt 2,27 Prozent. 
Damit ergeben sich folgende Verzugszinsen:

	� für Verbraucher (§ 288 Abs. 1 BGB): 7,27 Prozent
	� für den unternehmerischen Geschäftsverkehr (§ 288 Abs. 2 BGB): 11,27 Prozent*

* für Schuldverhältnisse, die vor dem 29.7.2014 entstanden sind: 10,27 Prozent.

Nachfolgend ein Überblick zur Berechnung von Verzugszinsen (Basiszinssätze).

ÜBERSICHT /    Basiszinssätze
Zeitraum Zinssatz
01.07.2024 bis 31.12.2024 3,37 Prozent
01.01.2024 bis 30.06.2024 3,62 Prozent
01.07.2023 bis 31.12.2023 3,12 Prozent
01.01.2023 bis 30.06.2023 1,62 Prozent
01.07.2022 bis 31.12.2022 -0,88 Prozent
01.01.2022 bis 30.06.2022 -0,88 Prozent
01.07.2021 bis 31.12.2021 -0,88 Prozent
01.01.2021 bis 30.06.2021 -0,88 Prozent
01.07.2020 bis 31.12.2020 -0,88 Prozent
01.01.2020 bis 30.06.2020 -0,88 Prozent
01.07.2019 bis 31.12.2019 -0,88 Prozent
01.01.2019 bis 30.06.2019 -0,88 Prozent
01.07.2018 bis 31.12.2018 -0,88 Prozent
01.01.2018 bis 30.06.2018 -0,88 Prozent
01.07.2017 bis 31.12.2017 -0,88 Prozent
01.01.2017 bis 30.06.2017 -0,88 Prozent
01.07.2016 bis 31.12.2016 -0,88 Prozent
01.01.2016 bis 30.06.2016 -0,83 Prozent
01.07.2015 bis 31.12.2015 -0,83 Prozent
01.01.2015 bis 30.06.2015 -0,83 Prozent
01.07.2014 bis 31.12.2014 -0,73 Prozent
01.01.2014 bis 30.06.2014 -0,63 Prozent
01.07.2013 bis 31.12.2013 -0,38 Prozent
01.01.2013 bis 30.06.2013 -0,13 Prozent
01.07.2012 bis 31.12.2012 0,12 Prozent
01.01.2012 bis 30.06.2012 0,12 Prozent


